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Verlängerung des Lehrvertrags

Die Neuregelung über eine Verlängerung des Lehrvertrags 
sichert, daß die Berufsausbildung auch dann zu Ende ge­
führt wird, wenn das Lehrverhältnis zeitweilig unterbro­
chen werden muß (§ 138 Abs. 1; bei Müttern im Lehrver­
hältnis § 9 Abs. 3 der AO über das Lehrverhältnis) oder 
die Facharbeiterprüfung vom Lehrling zunächst nicht be­
standen wird (§138 Abs. 2). In diesen ausdrücklich gere­
gelten Fällen (Vorliegen gesundheitlicher oder anderer ge­
sellschaftlich gerechtfertigter Gründe) wird es nicht mehr 
dem Betrieb überlassen, dem Lehrling eine Verlängerung 
des Lehrvertrags anzubieten oder nicht. Sofern der Lehr­
ling und die Erziehungsberechtigten mit einer Verlänge­
rung einverstanden sind, hat der Betrieb schriftlich den 
Lehrvertrag zu verlängern (§ 138 Abs. 3).

Beendigung des Lehrverhältnisses

Die Beendigung des Lehrverhältnisses hat ebenfalls eine 
Regelung erfahren, die eine rationelle Nutzung des Ar­
beitsvermögens, die kontinuierliche Erziehung der jugend­
lichen Werktätigen und zugleich die Verwirklichung ihres 
Rechts auf Arbeit besser gewährleistet. § 139 Satz 1 geht 
zunächst von dem Normalfall aus, daß das Lehrverhältnis 
entsprechend der für den Ausbildungsberuf bestimmten 
Ausbildungsdauer zu den in den Rechtsvorschriften fest­
gelegten Terminen, also nach erfolgreicher Facharbeiter­
prüfung, endet (vgl. auch §6 der AO über das Lehrver­
hältnis).

Eine vorzeitige Auflösung des Lehrvertrags ist nur in 
Ausnahmefällen möglich. Voraussetzung dafür ist, daß 
wichtige persönliche oder betriebliche Gründe vorliegen 
und eine Änderung des Lehrvertrags nicht zustande 
kommt. Die Auflösung des Lehrvertrags soll zwischen dem 
Lehrling und dem Betrieb schriftlich vereinbart werden 
(Aufhebungsvertrag). Dabei geht das Gesetz davon aus, 
daß grundsätzlich eine den gesellschaftlichen Erfordernis­
sen und den persönlichen Interessen entsprechende Wil­
lensübereinstimmung auch dann zwischen Betrieb und 
Lehrling herbeigeführt wird, wenn das Lehrverhältnis 
ausnahmsweise nicht planmäßig beendet werden kann 
(§'141 Abs. 1 und 2).

Das Recht zur Kündigung steht nur dem Betrieb, nicht 
dem Lehrling zu. Der Betrieb kann das Lehrverhältnis 
durch eine fristgemäße Kündigung vorzeitig auflösen, 
wenn der Lehrling für den vereinbarten Ausbildungsberuf 
nicht geeignet ist (§ 141 Abs. 3). Die Nichteignung ist der 
einzige Kündigungsgrund für den Betrieb. Ob ein solcher 
vorliegt, ist besonders verantwortungsbewußt zu prüfen. 
Dabei sind der Ausbildungsstand und das körperliche und 
geistige Entwicklungsniveau des Jugendlichen zu berück­
sichtigen.

Der Nichteignung können fachliche oder gesundheitliche 
Ursachen zugrunde liegen, sie kann auch auf wiederholter 
grober Verletzung der sozialistischen Arbeitsdisziplin oder 
auf schwerwiegender Verletzung der staatsbürgerlichen 
Pflichten beruhen. Daraus ergibt sich, daß das Kündi­
gungsrecht des Betriebes nichts mit einer Disziplinarmaß- 
nahme zu tun hat und auch nicht in eine solche umfunk­
tioniert werden darf.

Das Kündigungsrecht berücksichtigt zugleich diejenigen 
in der Praxis auftretenden Fälle, in denen es nicht zu einer 
Willensübereinstimmung (Aufhebungsvertrag) kommt, ob­
wohl es objektiv erforderlich wäre, den Lehrvertrag zu 
ändern oder zu beenden. Im Zusammenhang mit § 141 
Abs. 4 (Verpflichtung des Betriebes, dem Jugendlichen die 
Aufnahme einer anderen beruflichen Ausbildung oder eine 
zumutbare Arbeit anzubieten) dient diese Regelung dem 
Schutz des Jugendlichen und seiner kontinuierlichen Per­
sönlichkeitsentwicklung.

Jede vorzeitige Auflösung des Lehrvertrags (Aufhe­
bungsvertrag und fristgemäße Kündigung) bedarf der vor­

herigen Zustimmung des für den Betrieb zuständigen Ra­
tes des Kreises (§ 141 Abs. 5).12

Nach § 142 bedarf der Abschluß, die Änderung und die 
Verlängerung des Lehrvertrags sowie der Abschluß eines 
Aufhebungsvertrags mit Jugendlichen bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres der vorherigen schriftlichen Zustim­
mung der Erziehungsberechtigten.

Anbieten eines Arbeitsvertrags

Um einen reibungslosen Übergang des Jugendlichen von 
der Berufsausbildung zur Facharbeitertätigkeit zu gewähr­
leisten, ist der Betrieb verpflichtet, dem Lehrling sechs 
Monate vor Beendigung des Lehrverhältnisses eine dem 
Ausbildungsberuf entsprechende Arbeitsaufgabe im Be­
trieb anzubieten (§ 140 Abs. 1). Sofern das im Ausnahme­
fall nicht möglich ist, ist ihm die Aufnahme einer dem 
Ausbildungsberuf entsprechenden zumutbaren Arbeit in 
einem anderen Betrieb zu ermöglichen. Kann dem Jung­
facharbeiter ausnahmsweise weder im eigenen noch in 
einem anderen Betrieb in absehbarer Zeit eine seinem 
Ausbildungsberuf entsprechende Arbeitsaufgabe angebo- 
ten werden, ist der Betrieb verpflichtet, ihn bis zur Auf­
nahme einer entsprechenden Facharbeitertätigkeit zu be­
schäftigen und in seinem Ausbildungsberuf als Facharbei­
ter zu entlohnen (§140 Abs. 2). Selbst wenn der Jugend­
liche die Facharbeiterprüfung nicht besteht, hat der Be­
trieb ihm eine seinen Fähigkeiten entsprechende Arbeits­
aufgabe im eigenen oder eine zumutbare Arbeit in einem
anderen Betrieb anzubieten (§ 140 Abs. 3).

*

Somit verdeutlichen alle Bestimmungen über die Berufs­
ausbildung im AGB: Die untrennbare Einheit der Persön­
lichkeitsentwicklung der Lehrlinge, der rationellen und 
effektiven Nutzung des Arbeitsvermögens sowie der sozia­
len Sicherheit der Lehrlinge ist ein durchgängiges Prinzip 
des 6. Kapitels. Rechtspolitisch und juristisch richtige 
Rechtsanwendung erfordert daher, sich stets von diesem 
Prinzip leiten zu lassen.
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